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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem Antrag des Abgeordneten Drabiniok und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/612 — 


Fahrpreiserhöhungen der Deutschen Bundesbahn 


A. Problem 

Die Deutsche Bundesbahn hat ihre Tarife im Personenver- 
kehr mit Wirkung zum 1. Januar 1984 um durchschnittlich 
1,3 V. H. angehoben. Der Anhebungssatz im Berufsverkehr be- 
trägt 6,3 V. H. und im Schülerverkehr 5,7 v. H. Die Antragstel- 
ler wünschen die Rücknahme dieser Tariferhöhung. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrages, da die Deutsche Bundesbahn ihre 
Tarife in eigener Verantwortung fortentwickelt. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Eine Minderheit im Ausschuß besteht auf Annahme des An- 
trages. 


D. Kosten 

entfallen 



Drucksache 10/3441 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 10/612 — abzulehnen. 

Bonn, den 22. Mai 1985 

Der Ausschuß für Verkehr 
Lemmrich Dr. Jobst 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Jobst 

Der in Drucksache 10/612 enthaltene Antrag wurde | II, Verlauf der Ausschußberatungen 


in der 64. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
5. April 1984 dem Ausschuß für Verkehr federfüh- 
rend sowie dem Innenausschuß zur Mitberatung 
überwiesen. Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage 
in seiner Sitzung am 22. Mai 1985 behandelt. 


I. Ziel und Inhalt des Antrages 

Die Deutsche Bundesbahn hat ihre Tarife im Perso- 
nenverkehr mit Wirkung zum 1. Januar 1984 wie 
folgt angehoben: 

Fernverkehr -h 1,2 v. H. 

Nahverkehr + 1,9 v. H. 

Berxif sverkehr -h 6,3 v. H. 

Schülerverkehr -h 5,7 v, H. 

Dies ergibt einen Durchschnittssatz von 1,3 v. H., 
wenn die Preissenkungen für einzelne Personen- 
gruppen wie Familien, Senioren, Junioren usw. in 
die Berechnung einbezogen werden. Die Tarifanhe- 
bung wurde vom Vorstand des Unternehmens ge- 
mäß § 9 Abs. 1 des Bundesbahngesetzes in eigener 
Verantwortung beschlossen und vom Bundesmini- 
ster für Verkehr gemäß § 16 Abs. 1 des Bundesbahn- 
gesetzes genehmigt, da keine Gründe Vorlagen, die 
eine Versagung der Genehmigung gerechtfertigt 
hätten. Der Verwaltungsrat hat zustimmend Kennt- 
nis genommen. 

Die Antragsteller wünschen, daß der Bundesmini- 
ster für Verkehr von seiner Befugnis nach §16 
Abs. 4 des Bundesbahngesetzes Gebrauch macht 
und die Rücknahme der Tariferhöhung aus Grün- 
den des allgemeinen Wohls verlangt. Dabei werden 
entsprechende Ausgleichszahlungen aus dem Bun- 
deshaushalt nach § 28 a des Bundesbahngesetzes 
fällig. Die Antragsteller befürchten von der Tarifer- 
höhung einen weiteren Fahrgastrückgang und eine 
unerwünschte Abwanderung des Verkehrs von der 
Schiene auf die Straße. Die Preiserhöhungen im 
Schüler- und Berufsverkehr werden als unsozial 
kritisiert, weil durch sie besonders Bevölkerungs- 
gruppen mit geringem Einkommen betroffen wür- 
den. 


Bonn, den 22. Mai 1985 


Dr. Jobst 

Berichterstatter 


Während der Vertreter der Fraktion DIE GRÜNEN 
sich nachdrücklich für die Annahme des Antrages 
einsetzte, haben die anderen drei Fraktionen im 
Ausschuß den Antrag abgelehnt. Es sei Aufgabe des 
Vorstandes, die Tarife entsprechend der Kostenent- 
wicklung in eigener unternehmerischer Verantwor- 
tung fortzuentwickeln, wobei der Leistungsauf trag 
der Bundesregierung vom 27. April 1977 und der 
Kabinettbeschluß vom 20. Juni 1979 zu beachten 
seien. 

Bei den Ausschußberatungen wurden jedoch auch 
Bedenken laut gegen eine überproportionale fi- 
nanzielle Belastung des Berufs- und Schülerver- 
kehrs. Es wurde ferner darauf hingewiesen, daß die 
Benutzer öffentlicher Verkehrsmittel in den ländli- 
chen Räumen wegen des dort geltenden reinen Ent- 
fernungstarifs deutlich benachteiligt seien gegen- 
über den Fahrgästen in Ballungsgebieten, wo mo- 
derne Zonentarife angewendet würden. 

Der Ausschuß nahm in diesem Zusammenhang mit 
Befriedigung davon Kenntnis, daß die Deutsche 
Bundesbahn die Absicht hat, im Personenverkehr 
eine neue Tarifstruktur einzuführen, bei der maß- 
gebend für den Fahrpreis nicht mehr eine Umweg- 
entfernung in Kilometern, sondern die Luftlinien- 
entfernung sein soll. Außerdem sollen zu verschie- 
denen Tageszeiten auch verschiedene Tarife gelten. 
Auf diese Weise könnten die Benachteiligungen der 
ländlichen Räume gegenüber den Ballungsräumen 
deutlich vermindert werden. Der Verkehrsausschuß 
wird sich mit diesen Plänen noch näher befassen. 

Der Verkehrsausschuß empfiehlt mit Stimmen- 
mehrheit die Ablehnung des vorliegenden Antra- 
ges. 

III. Stellungnahme des mitberatenden 
Ausschusses 

Der Innenausschuß vertritt die Auffassung, daß aus 
Gründen des Umweltschutzes und der kommunalen 
Versorgung mit Bahnleistungen die Deutsche Bun- 
desbahn auch in Zukunft möglichst attraktiv blei- 
ben muß. Dazu gehören auch möglichst günstige 
Tarife. 
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